Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/5553 


30. 06. 76 


Sachgebiet 613 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung von Zoilpräferenzen 
in Form von teilweisen Aussetzungen der Zollsätze für Fertigwaren aus Jute 
mit Ursprung in Indien, Thailand und Bangladesch und für Fertigwaren 
aus Kokosfasern mit Ursprung in Indien und Sri Lanka 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat im 
Rahmen der Welthandelskonferenz (WHK) ein An- 
gebot über die Gewährung von Zollpräferenzen für 
Halbfertig- und Fertigwaren mit Ursprung in Ent- 
wicklungsländern hinterlegt. Die in diesem Angebot 
vorgesehene Präferenzbehandlung erstreckt sidi in 
der Regel auf alle unter die Kapitel 25 bis 99 des 
Brüsseler Zolltarifschemas fallenden gewerblichen 
Halbfertig- und Fertigwaren mit Ursprung in Ent- 
wicklungsländern. 

Dieses Angebot ist mit einer Klausel verbunden, 
wonach die Gemeinschaft das Angebot in der An- 
nahme gemacht hat, daß sich alle wichtigen Indu- 
strieländer der OECD an der Gewährung der Präfe- 
renzen beteiligen und vergleichbare Anstrengungen 
machen. Ferner ergibt sich aus den innerhalb der 
WHK abgestimmten Schlußfolgerungen, daß es sich 
um ein zeitweiliges Angebot handelt, daß keine 
zwingende Verpflichtung beinhaltet und insbeson- 
dere später ganz oder teilweise zurückgezogen wer- 
den kann. Von dieser Möglichkeit kann unter ande- 
rem Gebrauch gemacht werden, um ungünstige Situa- 
tionen zu beheben, die möglicherweise als Folge der 
Gewährung der allgemeinen Präferenzen in den 
AKP-Staaten auftreten. 

Für Jute- und Kokosfaserwaren sieht dieses An- 
gebot jedoch Zollfreiheit nur im Rahmen besonderer 
Maßnahmen vor, die mit den Ausfuhr-Entwicklungs- 
ländern festzulegen sind. 

Die Abkommen zwischen der Gemeinschaft und 
Indien über Fertigwaren aus Jute^) und Kokos- 


1) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 82 
vom 27. März 1974, S. 11 


fasern^) sind am 31. Dezember 1975 ausgelaufen. Da 
ein neues Abkommen mit diesem Land nodi nicht 
geschlossen ist und es sich insbesondere um Voraus- 
setzungen für die Durchführung der obengenannten 
besonderen Maßnahmen handelt, hat die Gemein- 
schaft es für angebracht gehalten, die für das Jahr 
1975 geltende Zollpräferenzregelung im ersten Halb- 
jahr 1976^) aufrechtzuerhalten. Da für Bangladesch 
bei Jutewaren die Lage nahezu die gleiche ist wie 
oben beschrieben, wurde hier die gleiche Regelung 
angenommen. 

über Waren aus Kokosfasern wurden die Ver- 
handlungen mit Indien soeben abgeschlossen; sie 
ergaben u. a. eine 80Voige Senkung der Zollsätze 
des Gemeinsamen Zolltarifs zum 1. Juli 1976. Es er- 
scheint daher zweckmäßig, diese Senkung zum ge- 
nannten Zeitpunkt im Rahmen des Systems der all- 
gemeinen Zollpräferenzen vorzunehmen. Der Stand 
der Arbeiten im Zusammenhang mit den neuen Ver- 
handlungen mit Indien und Bangladesch über Jute- 
erzeugnisse läßt derzeit lediglich die Beibehaltung 
der für das erste Halbjahr 1976 geltenden Zoll- 
präferenzregelung auch für die zweite Hälfte dieses 
Jahres zweckmäßig erscheinen. Auf Grund der zwi- 
schen der Gemeinschaft und Sri Lanka für Fertig- 
waren aus Kokosfasern sowie zwischen der Gemein- 
schaft und Thailand für Fertigwaren aus Jute fest- 
gelegten besonderen Maßnahmen kann die derzei- 
tige Zollpräferenzregelung auch zugunsten dieser 
Länder angepaßt bzw. beibehalten werden. 

Gemäß dem Protokoll Nr. 23 im Anhang zur Bei- 
trittsakte wird das System allgemeiner Zollpräfe- 
renzen in den neuen Mitgliedstaaten seit dem 1. Ja- 
nuar 1974 in vollem Umfang angewendet. 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 82 
vom 27. März 1974, S. 17 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 310 
vom 29. November 1975, S. 46 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 
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Die Zulassung zu diesen Aussetzungen ist den 
betreffenden Waren mit Ursprung in Indien, Bangla- 
desch, Thailand und Sri Lanka vorzubehalten, wobei 
der Begriff des Warenursprungs nach dem Verfahren 
des Artikels 14 der Verordnung (EWG) Nr. 802/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Begriffsbestimmung des Warenursprungs®) festge- 
legt wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Vom 1. Juli bis 31. Dezember 1976 werden die 

Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs für die 
nachstehend auf geführten Waren im Rahmen ; 
einer Präferenzbehandlung bis zur jeweils ange- j 
gebenen Höhe ausgesetzt (s. Anlage) j 

2. Bei der Einfuhr der betreffenden Waren nach ! 
Dänemark und dem Vereinigten Königreich wer- i 
den die Sätze des Zolltarifs dieser Länder ange- ; 
wandt, die bis auf die Höhe der 1973 angewand- i 
ten Zollsätze ausgesetzt werden. Bei den in Ab- j 
satz 1 genannten Textilwaren der Tarifnr. 57.06 
und 57.10 und der Tarifs teile 62.03 A II wendet 
Irland die Zollsätze an, die sich aus der An- 
gleichung seines nationalen Zolltarifs an die vor- 
genannten Präferenzzollsätze nach der in Arti- 
kel 39 Absätze 1 und 2 der Beitrittsakte festge- 
legten Zeitfolge ergeben. 


5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 1 


3. Die in Absatz 1 genannten Aussetzungen sind 
bis zum 31. Dezember 1976 den Waren mit Ur- 
sprung in Indien Vorbehalten. Für Waren mit 
Ursprung in Bangladesch und Thailand - mit Aus- 
nahme von Kokosteppichen und der Nadelflor- 
teppichen aus Kokosfasern - gelten diese Aus- 
setzungen ebenfalls. Die Aussetzungen gelten 
auch für die genannten Kokosteppiche und Nadel- 
florteppiche aus Kokosfasern mit Ursprung in Sri 
Lanka. Im Sinne dieser Verordnung ist der Be- 
griff des Warenursprungs zum Zweck der An- 
wendung dieser Verordnung nach dem Verfahren 
des Artikels 14 der Verordnung (EWG) Nr. 802/ 
68 festzusetzen. 

Artikel 2 

1. Die Kommission trifft in enger Zusammenarbeit 
mit den Mitgliedstaaten die erforderlichen Maß- 
nahmen, um die Anwendung der vorstehenden 
Bestimmungen zu gewährleisten. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren sie aufgrund der 
vorstehenden Bestimmungen vorgenommen ha- 
ben. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1976 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 28. Juni 1976 - 14- 680 70 - E - Zo 81l76: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 8. Juni 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 


2 



Anlage 


CO 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

W arenbezeichnung 

57.06 

Garne aus Jute oder anderen textilen Bastfasern der Tarifnr. 57.03 

57.10 

Gewebe aus Jute oder anderen textilen Bastfasern der Tarifnr. 57.03: 

A. mit einer Breite von 150 cm oder weniger und einem Quadratmetergewicht: 

I. von weniger als 310 g 

11. von 310 g bis 500 g 

III. von mehr als 500 g 

B. mit einer Breite von mehr als 150 cm 

58.02 

Andere Teppiche, auch konfektioniert; Kelim, Sumak, Karamanie und der- 
gleichen auch konfektioniert: 

A. Teppiche: 

ex I. — Kokosteppiche und Nadelflorteppiche aus Kokosfasern 

— Nadelflorteppiche aus Jute oder anderen textilen Bastfasern 
der Tarifnr. 57.03 

ex II. — Teppiche aus Jute oder anderen textilen Bastfasern 
der Tarifnummer 57.03 

ex 59.04 

Bindfäden, Seile und Taue, auch geflochten, aus Jute oder anderen textilen Bast- 
fasern der Tarifnummer 57,03 

62.03 

Säcke und Beutel zu Verpackungszwecken: 

A. aus Jutegeweben oder aus Geweben aus anderen textilen Bastfasern der 
Tarifnummer 57.03: 

II. andere, aus Geweben mit einem Quadratmetergewicht: 

a) von weniger als 310 g 

b) von 310 g bis 500 g 

c) von mehr als 500 g 


j 


Präferenz- 
zollsatz 
in V. H. 


3,2 


8 

7,6 

6 

11 


4,6 

9,2 

0 

0 


8 

7,6 
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Begründung 

1. Mit Verordnung (EWG) Nr. 3007/75 des Rates 
vom 17. November 1975 werden für Fertigwaren 
aus Jute mit Ursprung in Indien, Thailand und 
Bangladesch und für Fertigwaren aus Kokosfasern 
mit Ursprung in Indien und Sri Lanka Zollpräferen- 
zen in Form von teilweisen Aussetzungen der Zoll- 
sätze eröffnet. 

2. Diese Maßnahme steht im Zusammnehang mit 
dem System allgemeiner Zollpräferenzen der Ge- 
meinschaft, die bezüglich der W^aren aus Jute und 
aus Kokosfasern im Zusammenhang mit ihrem An- 
gebot bei der Welthandelskonferenz erklärt hat, daß 
sie die Zollfreiheit nur im Rahmen besonderer Maß- 
nahmen in Betracht zieht, die mit den ausführenden 
Entwicklungsländern festzulegen sind. 

So war es auf Grund von Abkommen zwischen der 
Gemeinschaft und Indien - über Fertigwaren aus 
Jute und aus Kokosfasern -- sowie zwischen der 
Gemeinschaft und Bangladesch - über Waren aus 
Jute - möglich, für die betreffenden Waren nament- 
lich zugunsten dieser beiden Länder autonom Zoll- 
präferenzen zu eröffnen. Bei Ablauf dieser Abkom- 
men am 31. Dezember 1975 erschien es jedoch sinn- 
voll, im Rahmen des Systems allgemeiner Präferen- 
zen für das Jahr 1976 zugunsten derselben Länder 
zumindest im ersten Halbjahr 1976 die Zollpräferenz- 
regelung für Waren aus Jute und aus Kokosfasern 
aufrechtzuerhalten und gleichzeitig Bindfäden, Seile 
und Taue der Tarifnr. ex 59.04 mit einzubeziehen. 
Im Rahmen dieser Verlängerung und auf Grund 
der bereits getroffenen ausreichenden Sondermaß- 
nahmen wurde Sri Lanka und Thailand für Waren 
aus Kokosfasern die gleiche Präferenzregelung wie 
Indien und für Waren aus Jute die gleiche Regelung 
wie Bangladesch und Indien gewährt. 

3. Der genannten Beibehaltung der Zollpräferenz- 
regelung liegt die Erwägung zugrunde, daß die Ver- 
handlungen rechtzeitig für die Durchführung der im 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 
29. November 1975, S. 46 


Angebot im Rahmen der Welthandelskonferenz vor- 
gesehenen besonderen Maßnahmen eingeleitet wür- 
den und daß die Bedingungen, die die Gemeinschaft 
mit den betreffenden Ländern auszuhandeln beab- 
sichtigt, zu diesem Zeitpunkt bekannt und festge- 
legt sein würden. 

4. Die Verhandlungen mit Indien über die Waren 
aus Kokosfasern wurden soeben abgeschlossen; sie 
brachten u. a. eine ßOVoige Senkung der Zollsätze 
des Gemeinsamen Zolltarifs zum 1. Juli 1976. 
über Waren aus Jute sind die Verhandlungen mit 
Indien noch im Gang, während diejenigen mit 
Bangladesch demnächst beginnen. 

5. Unter diesen Umständen soll mit dem im An- 
hang beigefügten Vorschlag einer Verordnung im 
Rahmen der für 1976 autonom gewährten allgemei- 
nen Zollpräferenzen folgendes erreicht werden: 

— Am 1. Juli 1976 soll bis zum Ablauf der derzeit 
geltenden Präferenzregelung für die Waren aus 
Kokosfasern die erwähnte 80^/oige Senkung der 
Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs zugunsten 
Indiens und gleichzeitig zugunsten Sri Lankas in 
Kraft gesetzt werden; 

— im gleichen Zeitraum soll die für das erste Halb- 
jahr 1976 geschaffene vorläufige Präferenzrege- 
lung zugunsten Indiens, Bangladeschs und auch 
Thailands für Waren aus Jute beibehalten wer- 
den. 

6. Was diese Beibehaltung der Regelung für Waren 
aus Jute anlangt, so möchte die Kommission bereits 
jetzt darauf hinweisen, daß sich ihr Sprecher beim 
Rat veranlaßt sehen könnte, diesen Vorschlag ent- 
sprechend dem Fortgang der Verhandlungen mit 
Indien und Bangladesch zu ändern, wobei Thailand 
eine nicht weniger günstige Zollregelung Vorbehal- 
ten bleibt. 

7. Da es sich hier im großen und ganzen für das 
2. Halbjahr 1976 um eine Verlängerimg der für das 
1. Halbjahr erlassenen und vom Europäischen Par- 
lament gutgeheißenen Maßnahmen handelt, scheint 
eine erneute Konsultation des Europäischen Parla- 
ments nicht mehr erforderlich zu sein. 
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